
 
  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

Newsletter September 2023  
Ihr Abgeordneter für den Kreis Soest, Hans-Jürgen Thies 

 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freundinnen und Freunde! 
 
In diesem Monat haben die Ampelfraktionen mehrere Anträge der 
Union abgelehnt, die mir besonders wichtig waren. Darunter unseren 
Gesetzentwurf zur Stärkung der Gastronomie, mit dem wir den ermä-
ßigten Mehrwertsteuersatz auf Speisen in Höhe von sieben Prozent ver-
stetigen wollten. Am 31.12.2023 wird er auslaufen. 
 
Völlig unverständlich ist mir auch die Weigerung der Ampel, das Prob-
lem der Saatkrähenplage anzugehen. Mit Blick auf die besondere Situa-
tion im Kreis Soest hatte ich für die Unionsfraktion einen Antrag zur 
Bestandsregulierung der Saatkrähe in den Agrarausschuss eingebracht. 
Als stieße man auf taube Ohren! Der ländliche Raum ist und bleibt au-
ßerhalb des Interessenspektrums der Ampel. Meinen Antrag finden Sie 
in dem Bericht zur Saatkrähe in diesem Newsletter. 
 
In dem Beitrag „Podium E-Zigarette“ spreche ich ein Thema an, das 
unterhalb des Radars der Medien seit einigen Jahren sein Wesen fris-
tet: Die Regulierung von Tabak- und tabakverwandten Erzeugnissen, 
z.B. der E-Zigarette. Diese Produktgruppen fallen in den großen Be-
reich „Gesundheitlicher Verbraucherschutz“, der zu meinen Bericht-
erstattungen gehört.  
 
Der Zigarettenindustrie ist es seit Jahren ein großes Anliegen, der Po-
litik die gesundheitlichen Vorzüge von Tabakerhitzern (IQOS), E-Zi-
garetten und Tabakbeuteln (Snus) nahe zu bringen, um steuerliche Er-
leichterungen zu erreichen und Aromenverboten vorzubeugen. Ganz 
von der Hand zu weisen sind die Argumente der Tabakindustrie nicht. 
Aber Jugendschutz und Krebsrisiko zu beachten, ist staatliche Auf-
gabe und von mir als Gesetzgeber im Bundestag zu bedenken. Gerne 
möchte ich Sie an meinen Überlegungen teilhaben lassen und würde 
mich freuen, Ihre persönliche Einschätzung zu diesem Thema zu er-
fahren. Mehr dazu in dem Beitrag im Berlinteil. 
 
Schreiben Sie mir gern oder besuchen mich in meiner Bürgersprech-
stunde in Soest und Lippstadt. 
 

Ich wünsche Ihnen einen erholsamen Tag der Deutschen Einheit 
und einen goldenen Oktober 

 
Ihr 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Hans-Jürgen Thies                   

MdB                                                       

hans-juergen.thies 

@bundestag.de 

030 – 227 79 450 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 
www.hans-juergen-thies.de 

        

https://www.youtube.com/watch?v=Cj4YXEqyAI8
http://www.hans-juergen-thies.de/
http://www.facebook.com/HansJuergenThies
https://www.instagram.com/hans_juergen.thies/


 
  

Die Themen im September 

    
 
 

 

 
 

 
 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 
 

 
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

       

Im Wahlkreis  

In Berlin   

• CDU-Gesetzentwurf zur Stärkung der Gastronomie ab-

gelehnt 

• Podium zur E-Zigarette: Aromen zur Rauchprävention? 

• Vorstandssprecherin der Rentenbank in unserer AG 

Landwirtschaft: Taxonomie kommt 

• Zu Gast bei der britischen Botschafterin 

• Besuch aus dem Kreis Soest: GWL Lippstadt, Gesamt-
schule Lippstadt 

 

Im Wahlkreis 

• An den Zähnen wird man das Einkommen wieder 

erkennen können: Besuch bei der Zahnärztlichen 

Bezirksstelle Lippstadt 

• Bestand der Saatkrähe muss reguliert werden 

• Migrationsberatungen vor dem Aus? Treffen mit 

AWO, Diakonie und Caritas zu den Budgetkürzun-

gen Bundeshaushalt 2024 

 

 

 
  

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden Friedrich Merz  

• Kernbotschaften der Plenarwoche 

 

Initiativen der CDU/CSU Fraktion September 2023   
z.B. 

• IP-Adressen rechtssicher speichern – Kinder vor sexu-

ellem Missbrauch schützen 

• 7% Prozent MwSt für Gastronomie verstetigen  

• Bezahlbare und klimafreundliche Mobilität fördern – 
klimafreundliche Kraftstoffe im Verkehr nutzen 

 

 

Bürgersprechstunde im Oktober 2023 

Kommen Sie vorbei, Ich freue mich auf Sie! 

 

Impressum     

 

 

 



 
  

Im Wahlkreis 
 

                                                                                                                                 

Budgetkürzung Parodontitis-Therapie 
Man wird an den Zähnen wieder das Einkommen erkennen können 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

(vl. Christoph M. Thiele, Dominic Jäger, Antonia Reilmann-Struwe, Hans-Jürgen Thies, Julia Maas, Olaf Süggeler) 

 
Gespräch mit der Zahnärztlichen Bezirksstelle Lippstadt 

Die Zahnärztliche Bezirksstelle Lippstadt lud mich zu einem Gespräch, um auf die Folgen 

der scharfen Budgetkürzungen bei der Parodontitis-Therapie hinzuweisen. Dabei sparte 

der Vorsitzende der zahnärztlichen Bezirksstelle, Zahnarzt Dr. Christoph Thiele, nicht mit 

Warnungen: Die Budgetkürzungen, die Bundesgesundheitsminister Karl Lauterbach 2022 

mit dem GKV-Finanzstabilisierungsgesetz durchgesetzt hat, entziehen den Kassenpatien-

ten faktisch die Leistungen für eine nachhaltige Parodontitis-Therapie wieder, die ihnen 

im Jahr zuvor zugesagt worden waren. 

 

Jens Spahns PAR-Richtlinie war die modernste und nachhaltigste Präventiv-Therapie ge-

gen Parodontitis 

Erst 2021 hatte Bundesgesundheitsminister Jens Spahn die PAR-Richtlinie eingeführt. 

„Das war ein Meilenstein für die Mund- und Allgemeingesundheit, die modernste und 

nachhaltigste Präventiv-Therapie gegen Parodontitis“, betont Thiele. Neu in den Leistungs-

katalog der GKV hatte Spahn die dringend erforderlichen therapeutischen Zahnreinigun-

gen aufgenommen, damit die Therapie zu einem nachhaltigen Erfolg führen kann. Vorher 

waren diese Zahnreinigungen privat zu tragen gewesen. Viele Patienten hatten sich das 

nicht leisten können und die Krankheit brach neu aus. Mit der PAR-Richtlinie kam jeder 

Parodontitis-Patient in den Genuss einer vollumfänglichen Behandlung, die von den ge-

setzlichen Kassen übernommen wurde. Damit ist es nun vorbei. 

 



 
  

Lauterbachs Gesetz ist ein schwerer Rückschritt in der Behandlung der Volkskrankheit 

Parodontitis 

Die strikte Budgetierung für 2023 und 2024, die Lauterbachs Gesetz vorgibt, sieht zwar 

auch weiterhin vor, dass die GKV die volle Behandlung auch mit den therapeutischen 

Zahnreinigungen übernimmt, aber nicht mehr für jeden Patienten. Jede Praxis kann nach 

einem komplizierten Schlüssel nur eine bestimmte Anzahl von Parodontitis-Behandlun-

gen über die Kasse abrechnen. Damit entstehen Unsicherheit bei den Patienten, Unsicher-

heit bei den Zahnarztpraxen und auf jeden Fall sehr lange Wartezeiten. 

 

Was die Ampel bei der Prävention heute spart, zahlt die GKV morgen doppelt drauf 

Parodontitis ist eine Volkskrankheit. Wird sie nicht früh und gründlich behandelt, führt 

das neben dem unweigerlichen Zahnausfall zu einem erhöhten Risiko, an Herz-Kreislauf-

Erkrankungen und Diabetes zu erkranken. Darum hatten wir 2021 massiv auf eine vollum-

fängliche Präventivbehandlung für alle gesetzt. Wer die zurücknimmt, der verschiebt nur 

die Kosten bei der GKV auf die sehr viel teurere Behandlung der Folgeerkrankungen und 

der bringt uns zurück zu der alten Diskriminierung, dass man das Einkommen eines Men-

schen wieder an den Zähnen erkennen kann. Die Budgetkürzung der Parodontitis-Therapie 

war ein schwerer Fehler der Ampel, der korrigiert werden muss.  

Zurück zur Übersicht 

 

Mein Antrag: „Einsatz gegen die Saatkrähenplage - 

Bestandsregulierung der Saatkrähe ermöglichen – Belastung 

für Anwohner verringern – Landwirtschaftliche Aussaat 

sichern“ 
Ampel lehnt ab – Schutz der Saatkrähe ist ihr wichtiger 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
  

Saatkrähenplage – im Kreis Soest häufen sich die Beschwerden, wie auch bundesweit 

Erneut habe ich einen Vorstoß gewagt und im Deutschen Bundestag beantragt, die Bestand-

regulierung der Saatkrähe anzugehen. Bundesweit häufen sich die Beschwerden aus der 

Bevölkerung und der Landwirtschaft. Auch im Kreis Soest sind die Probleme seit langem 

bekannt. Allein in Soest leben beinahe 2000 Brutpaare. Lärm, Schmutz, Kot inklusive. 

Auch Werl, Herzfeld und andere Gemeinden im Kreisgebiet werden mittlerweile von die-

ser Vogelart heimgesucht und müssen die Beeinträchtigung von Gesundheit und Lebens-

qualität erdulden. Doch nicht nur in den Siedlungsgebieten, sondern auch auf dem Land 

sind die Auswirkungen der steigenden Saatkrähen-Population spürbar. Die Landwirte 

müssen teilweise die Hälfte eines Feldes neubestellen, wenn die Vögel über die Saat oder 

die jungen Triebe hergefallen sind - von den negativen Auswirkungen auf die Artenvielfalt 

und Biodiversität ganz zu schweigen.  

 

In meinem Antrag (Deutscher Bundestag Drucksache 20/7587 Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

Bestandsregulierung der Saatkrähe ermöglichen – Belastung für Anwohner verringern – Landwirt-

schaftliche Aussaat sichern) wird die Bundesregierung dazu aufgefordert, sich für die Herab-

stufung des Schutzstatus der Saatkrähe einzusetzen, um eine Bestandsregulierung zu er-

möglichen und den Kommunen die Umsiedlung der Nester zu vereinfachen. Der Regie-

rungskoalition in Berlin schien indessen diese Problematik nicht besonders drängend. Sie 

lehnte deshalb den Unionsantrag im zuständigen Agrarausschuss ab.  

 

Artenschutz: Die Ampel interessiert sich nicht oder versteht ihn nicht. Ziel von Arten-

schutz ist ein ausgewogener, gesunder Bestand – Artenschutz ist nicht so viel Saatkrähen 

wie möglich. 

Ein gesunder und ausgewogener Bestand aller Vogelarten ist gut für Natur und Biodiversi-

tät. Aber die Saatkrähe ist im Kreis Soest nicht gefährdet. Sie weist einen günstigen Erhal-

tungszustand auf und mausert sich nun zu einer regelrechten Plage: Die Anwohner müssen 

täglich eine starke Lärmbelastung und Verschmutzungen erdulden. Landwirtinnen und 

Landwirte müssen erhebliche Verluste hinnehmen – das hat mit Artenschutz nichts mehr 

zu tun. Das ist Desinteresse oder schon Verbohrtheit. 

 

Wir hatten gehofft, dass die Bundesregierung Maßnahmen ergreifen würde, um dieses 

Problem anzugehen und die Saatkrähenpopulation in den Griff zu bekommen. Leider wur-

den unsere Bemühungen vorerst abgelehnt. 

  

Wir geben nicht auf und treten weiterhin für eine Lösung ein, die sowohl der Natur als 

auch den Bedürfnissen der Menschen gerecht wird. 

zurück 

 

 

 

 

 

 

 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/075/2007587.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/075/2007587.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/075/2007587.pdf


 
  

Steht die Migrationsberatung im Kreis Soest vor dem Aus? 
Treffen mit AWO, Diakonie und Caritas im Caritas-Kaufhaus in Werl 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Treffen mit den Vertreterinnen und Vertretern der Caritas im Kreis Soest, Diakonie Ruhr-Hellweg 

und AWO Hochsauerland-Soest 

 

 

Ampel plant drastische Mittelkürzungen bei der Migrationsberatung – das beträfe 

ganz konkret die Beratungsstellen der Wohlfahrtsverbände im Kreis Soest  

 

Laut aktuellem Entwurf zum Bundeshaushalt 2024 sollen die Mittel für den Bereich „Mig-

rationsberatung für erwachsene Zuwanderer“ (MBE) um rund 30 Prozent gekürzt werden. 

Die heimischen Wohlfahrtsverbände fürchten fatale Folgen für ihre Arbeit. Die MBE-Bera-

tungsstelle in der englischen Siedlung in Soest, beispielsweise, müsste ihre Tore schließen. 

Darum baten mich die Migrationsberaterinnen und-berater der Caritas im Kreis Soest, Di-

akonie Ruhr-Hellweg und AWO Hochsauerland/Soest zu einem Gespräch. 

 

Im Caritas-Kaufhaus Werl 

Der Ort unseres Gesprächs war gut gewählt: Das Caritas Kaufhaus in Werl ist nicht nur eine 

wichtige Anlaufstelle für viele Menschen in unserer Region, sondern auch ein Ort, an dem 

die Tafel warme Mahlzeiten anbietet. Hier können Bedürftige zu günstigen Preisen einkau-

fen, sei es Kleidung, Möbel oder Haushaltsartikel. Auch Migranten kommen hierher. Das 

Kaufhaus ist auch ein Ort der Integration. 

 

AWO, Diakonie und Caritas betreiben im Kreis Soest Migrationsberatungsstellen für Er-

wachsene. Ihre Arbeit ist eine vielfältige Entlastung für die kommunalen Behörden, denn 

hier finden Migranten Beratung und Unterstützung, um auf dem deutschen Arbeitsmarkt 

https://www.soester-anzeiger.de/lokales/moehnesee/tanzen-tut-gut-92355683.html


 
  

Fuß fassen zu können: Vermittlung von Sprachunterricht, Unterstützung bei der Bewälti-

gung der bürokratischen Erfordernisse, Hilfestellung für die Anerkennung ausländischer 

Qualifikationen sind nur die ersten Schritte.  

 

Aufenthaltsrecht, Wohnungssuche, Anträge, Unterstützung im Bewerbungsprozess und 

schließlich beim Arbeitsvertrag – die Beratung erstreckt sich über Monate, manchmal 

Jahre, aber dafür führt sie in den meisten Fällen zum Erfolg! 

 

„Die Kürzungen wären absolut paradox“ 

„Die geplanten Kürzungen wären absolut paradox, weil bei einem deutlich gestiegenen 

Beratungsbedarf die Mittel für die Migrationsberatung drastisch reduziert würden. Bera-

tungsstandorte müssten aufgegeben werden und Hilfesuchende wären auf sich allein ge-

stellt. Das würde zwar kurzfristige Einsparungen mit sich bringen, aber langfristig erheb-

lich höhere Ausgaben verursachen“, führte Caritas-Migrationsberaterin Olga Kinos mit ei-

niger Bestürzung aus.   

 

Haushaltsberatungen haben gerade erst begonnen 

Ich bin sehr dankbar, dass die Wohlfahrtsverbände nicht gezögert haben, mich unverzüg-

lich und eindringlich auf die drohenden Folgen der Mittelkürzungen für die Migrations-

beratung im Kreis Soest hinzuweisen. Die Haushaltsberatungen haben gerade erst begon-

nen, da ist noch einiges herauszuholen. Die Union wird sich dafür einsetzen, dass gerade 

angesichts der aktuellen Überlastung der Kommunen durch die hohe Zahl an Flüchtlingen 

und Migranten diese vollkommen kontraproduktiven Kürzungen zurückgenommen wer-

den.  

 

Sparen an der falschen Stelle 

Ein Staat, der hier spart, spart an der falschen Stelle und zahlt mit Transferleistungen dop-

pelt drauf. In ihren Fehlentscheidungen ist die Ampel leider konsequent, s.o. Budgetkür-

zung Parodontitis-Therapie. 

zurück 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

In Berlin Ausschuss für Ernährung und Landwirt-

schaft 

CDU Gesetzentwurf zur Stärkung der Gastronomie von der 
Ampel abgelehnt 
Damit verhindert die Ampel Planungssicherheit 
 

 
 
 

 
 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

Treffen mit Vertretern der DEHOGA Westfalen im Hotel Haus Griese am Möhnesee 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat am letzten Freitag die Entfristung des ermäßigten 

Umsatzsteuersatzes für Speisen in der Gastronomie von 7 Prozent im Deutschen Bundes-

tag beantragt. Ich setze mich seit langem für eine Entfristung der Regelung ein. Erst im 

August hatte ich mich zu diesem Thema mit lokalen Vertretern des Deutschen Hotel- und 

Gaststättenverbandes (DEHOGA) in Möhnesee getroffen. Die Ampelfraktionen haben die 

Entfristung nun abgelehnt.  

Die Ablehnung unserer Forderungen durch die Ampel ist nicht nachvollziehbar. 

Die Inflation ist weiter hoch und belastet Betriebe und Gäste schwer. Jetzt droht die Am-

pel noch mit zusätzlichen Belastungen. Sie weigert sich weiterhin, eine Entfristung der 

ermäßigten Umsatzsteuer zu beschließen, obwohl sogar Stimmen aus der Koalition genau 

dies fordern. Die Gaststättenbetreiberinnen und Gaststättenbetreiber in Deutschland kön-

nen jedoch nicht länger warten! Sie brauchen jetzt wirtschaftliche Planungssicherheit. 

Denn es stehen Betriebe mit vielen Arbeitsplätzen auf dem Spiel.  



 
  

Gerade im Kreis Soest ist die Gastronomie ein wichtiger Wirtschaftszweig und ein kultu-

relles Gut: Cafés, Restaurants, Gasthöfe und Biergärten prägen das Gesicht unserer Städte 

und Erholungsregionen. Mit steigenden Preisen durch eine höhere Umsatzsteuer werden 

die Gäste jedoch ausbleiben.  Das wurde im Gespräch mit der DEHOGA Westfalen, das ich 

im August in Möhnesee geführt habe, sehr deutlich.                

Die Unionsfraktion wird nicht tatenlos dabei zusehen, wenn das Gaststättensterben im-

mer bedrohlichere Ausmaße annimmt. 

Wir haben daher ein Maßnahmenbündel für eine starke Gastronomie vorgeschlagen. Die 

Entfristung der Umsatzsteuersenkung soll den finanziellen Druck für die Betriebe lin-

dern, die sich noch anderen Herausforderungen wie den gestiegenen Energiepreisen, dem 

Personalmangel und der Inflation stellen müssen. Gaststättenbetreiber müssen Personal 

mit attraktiveren Arbeitszeitmodellen und steuerlichen Anreizen wieder für sich gewin-

nen können. Dem Fach- und Arbeitskräftemangel wollen wir daher mit Anreizen für 

Vollzeit- und flexiblere Arbeit wirksam begegnen. Und: Arbeit muss sich lohnen. Darauf 

zielt unser Vorschlag für eine starke Gastronomie in Deutschland ab. 

Hintergrund: 

Das Ergebnis zur namentlichen Abstimmung über den Gesetzentwurf zur Änderung des 
Umsatzsteuergesetzes wird hier abrufbar sein: https://www.bundestag.de/abstimmung  

Den Gesetzentwurf zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes finden Sie hier: https://dser-
ver.bundestag.de/btd/20/058/2005810.pdf  

Unsere Maßnahmen für eine starke Gastronomie in Deutschland finden Sie hier: 
https://dserver.bundestag.de/btd/20/084/2008425.pdf                                                                           
zurück zur Übersicht 

 

Zurück  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.bundestag.de/abstimmung
https://dserver.bundestag.de/btd/20/058/2005810.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/058/2005810.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/084/2008425.pdf


 
  

Podium: Aromenverbote in E-Zigaretten – Schädlich oder 
nützlich für die Rauchprävention? 
Zwischen Harm Reduction und Jugendschutz 

 

 

 

 

 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
v.r.: mit Stefan Götz (Riccardo E-Zigaretten Store), Toxicologe Dr. Fabian Steinmetz (ENCOD), Rita 
Hagl-Kehl (SPD) 
 

Die Tabakindustrie macht Druck: E-Zigaretten als Entwöhner vom Zigaretten- 
konsum 
 
Erneut finde ich mich mit Rita Hagl-Kehl, für die SPD Berichterstatterin für 

gesundheitlichen Verbraucherschutz, auf dem Podium bei einer Informationsveranstaltung 

der Zigarettenindustrie. Seit mehreren Jahren versuchen Tabak- und E-Zigarettenhersteller 

wie Philipp Morris und BAT uns die Segnungen der Tabakerhitzer (IQOS) und E-Zigaretten 

(Vapes oder Dampfer) zu vermitteln.  

 

Argument: Harm Reduction 

Ihr Argument: Beide Zigarettenersatzprodukte sind ca 90% weniger gesundheitsschädlich 

als die herkömmliche Zigarette. Beide würden insbesondere von Rauchern konsumiert 

werden, die eine weniger schädliche Alternative zur Zigarette suchen oder auf diesem 

Wege sogar ganz vom Rauchen loskommen wollen, die sogenannten Quitter. 



 
  

 

Eine beeindruckende Phalanx an Medizinern, Toxikologen und Psychologen wird 

jedesmal aufgeboten, um darzutun, dass Erhitzer und Dampfer einen nachhaltigen Beitrag 

zur Schadensminimierung bei Nikotinsüchtigen leisten und erheblich wirksamer die 

Zigarettensucht reduzieren würden als es die derzeitige Tabakregulierung mit steigender 

Besteuerung vermocht habe. Es fehlt auch nie das Beispiel England. Dort werden zur 

Entwöhnungstherapie E-Zigaretten kostenfrei an stark Nikotinabhängige abgegeben.  

 

Cum Grano Salis 

Wenn ich eines in meinem Leben als Rechtsanwalt gelernt habe, dann ist es dieses: In einer 

makellosen Geschichte kann ich auch das entdecken, was nicht erzählt wird. Zum Beispiel 

die verführerische Wirkung der Aromen auf Jugendliche. Man kann mir nicht erzählen, 

dass Aromennamen wie „Cola Cherry Bomb“, „Eisbonbon“, „Vampire Vape“ oder „Dragon 

Blood“ nicht speziell auf Jugendliche oder sogar Kinder  zielen. Da hilft auch nicht die 

Empfehlung der Zigarettenindustrie, doch den Jugendschutz schärfer durchzusetzen und 

Verstöße stärker zu ahnden. Nein! Nehmt doch diese Kinderverführer vom Markt. 

 

Tabakerhitzer, E-Zigaretten, Snus – besser als die herkömmliche Zigarette? 

Es spricht sehr viel dafür, dass Tabakerhitzer, Snus und E-Zigaretten die erheblich weniger 

schädliche Alternative zur herkömmlichen Zigarette sind. Darum haben sie ihre 

Berechtigung und sind ja auch am Markt zugelassen und ab 18 Jahren frei erhältlich. Ob 

der Staat sie aber durch eine reduzierte Tabaksteuer fördern sollte und ob alle Hubba Bubba 

Aromen zugelassen werden sollten – hier ist sowohl das Krebsrisiko als auch der 

Jugendschutz zu beachten – kann ich noch nicht abschließend beurteilen. Dazu erwarte 

ich von den Herstellern mehr Abwägungsbereitschaft. Erst wenn ich überzeugt bin, dass 

mit offenen Karten gespielt wird, kann ich auch für Aromen, auch für ein Einfrieren der 

Tabaksteuer für diese Produkte auf dem heutigen niedrigen Niveau stimmen.  

 

Also: Karten auf den Tisch! 

 

Die Einweg E-Zigarette 

Die sogenannten Wegwerf-Vapes sind ein eigenes Kapitel. Ich setze mich dafür ein, diese 

Umweltsünder ganz zu verbieten, hilfsweise mit einem hohen Pfand zu belegen. 

 

Zurück zur Übersicht 

 
 
 
 
 
 
 
 



 
  

Die Vorstandssprecherin der landwirtschaftlichen 
Rentenbank in unserer AG Ernährung und Landwirtschaft 
Nikola Steinbock: Die Taxonomie-Verordnung macht sich schon heute auf dem 
Finanzmarkt bemerkbar 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

Nikola Steinbock (3.v.l.) zu Besuch in der AG Ernährung und Landwirtschaft 

 

Wir brauchen eine bessere finanzielle Planbarkeit für unsere Landwirte 

Der zweistündige Besuch der Vorstandssprecherin der landwirtschaftlichen Rentenbank, 

Nikola Steinbock, hat es noch einmal sehr deutlich gemacht: Durch die Taxonomie-Ver-

ordnung der EU wird die finanzielle Planbarkeit für die konventionelle Landwirtschaft 

schwierig.  

 

Stichwort GAR: „Green Asset Ratio“ (Grüne Anlagequote) 

Ab 2024 müssen die Banken in der EU nachweisen, welcher Anteil ihres Geschäftes 

nachhaltigen Kriterien genügt. Dafür wurde mit der Green Asset Ratio (GAR) eine Nach-

haltigkeits-Kennziffer entwickelt, die über alle Banken hinweg einen Vergleich ermögli-

chen soll. 

 

 

Unscharfe Kriterien 

Die Taxonomie-Verordnung der EU für ökologische nachhaltige Wirtschaftstätigkeiten 

definiert die Kriterien anhand der sechs EU-Umweltziele:  



 
  

• Klimaschutz 

• Anpassung an den Klimawandel 

• nachhaltige Nutzung und Schutz von Wasser- und Meeresressourcen 

• Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft 

• Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 

• Schutz und Wiederherstellung der Biodiversität und der Ökosysteme.  

 

Eine Wirtschaftstätigkeit gilt als ökologisch nachhaltig, wenn Sie einen wesentlichen Bei-

trag zur Verwirklichung von mindestens einem der Umweltziele leistet, ohne gleichzeitig 

eines der anderen Umweltziele zu beeinträchtigen. 

 

Das sind stark auslegungsbedürftige Kriterien mit hohem Ermessensspielraum. Mit der 

Verordnung wurde eine Sachverständigengruppe für nachhaltiges Finanzwesen zur Bera-

tung der EU-Kommission eingesetzt. Sie wird von den Mitgliedstaaten beschickt. Auf 

meine Frage an den Bundeslandwirtschaftsminister Cem Özdemir, ob und wenn ja wel-

che Vorschläge die Bundesregierung zur Festlegung der Kriterien für die Landwirtschaft 

eingebracht hat, bekam ich trotz Nachfrage nur ausweichende Antworten. 

 

Faktische Auswirkungen auf das Kreditgeschäft werden kommen 

Die Banken in der EU beginnen schon heute, ihre GAR zu pflegen, und stellen an Unter-

nehmen, die Kredite aufnehmen wollen, Transparenzanforderungen zur Dokumentation 

der Nachhaltigkeit ihrer Wirtschaftstätigkeit. Wie Nikola Steinbock von der Rentenbank 

ausführte, spüren schon heute insbesondere Tierhalter in Deutschland die Auswirkung 

der Taxonomie-Verordnung, indem sie zu schlechteren Bedingungen an Kredite für In-

vestitionen herankommen. 

 

Hier gegenzusteuern, wird eine große Aufgabe der Union im Bundestag und hoffentlich 

bald auch wieder in der Regierung. 

zurück 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
  

Zu Gast bei der Botschafterin des Vereinigten Königreiches 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zum Abendessen in der British Ambassador’s Residence im Grunewald. 

 

Jill Gallard, Botschafterin des Vereinigten Königreichs, hatte uns, die NRW-Landesgruppe 

der CDU-Bundestagsfraktion, zum Abendessen in ihre Residenz geladen.  

 

Die Verbindung zwischen Nordrhein-Westfalen und Großbritannien ist auch heute noch 

eine besondere – bald 80 Jahre nachdem 1946 die britische Besatzungsmacht NRW geschaf-

fen hat. Unser Gespräch behandelte natürlich die Folgen des Brexits, gerade mit Blick auf 

den Rückgang der wirtschaftlichen Beziehungen. Besonders beklagenswert ist, dass der 

Schüler- und Studentenaustausch gelitten hat und drastisch zurückgegangen ist.  

 

Als Botschafterin ihres Landes war Jill Gallard sehr an unserer Haltung interessiert und wo 

wir Anknüpfungspunkte für die Wiederaufnahme engerer Verbindungen sehen. 

 

 

 

 

 

 

 

Das hat man auch nicht alle 

Tage 

 

Das hat man auch nicht alle Tage! 



 
  

Besuche aus dem Kreis Soest 

➢ GWL Lippstadt in großer Besetzung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

„Die Förderbedingungen müssen zu den Auflagen passen“ 

Nur ein Thema wollten die Vertreter und Vertreterinnen der gemeinnützigen Grund-

stücks- und Wohnungsbau GmbH Lippstadt, GWL, mit mir besprechen, dafür aber in 

Klartext: Das Gebäudeenergiegesetzt (GEG) oder Heizungsgesetz, das die Ampel Anfang 

September beschlossen hat.  

 

Meinolf Köller, der kaufmännische Geschäftsführer der GWL (6.v.l.), brachte es auf den 

Punkt: Grundsätzlich komme die GWL mit dem GEG in seiner geänderten Fassung zu-

recht. Auch sie verfolgt das Ziel, bis 2045 CO2-neutral zu sein. Aber, so betonte er: „Die 

Förderbedingungen müssen zu den Auflagen passen, um preiswerte Mieten erhalten zu 

können.“ 

 

Drei Forderungen brachte er mit: 

o Moratorium bei Baustandards 

o Verlässlichkeit bei Fördermöglichkeiten, nicht über Nacht Fördertöpfe schließen 

o Ehrlich sagen: Bauen wird teurer. 

 

Drei Forderungen, die die Union nicht müde wird, im Bundestag immer wieder vorzu-

bringen. Nicht ohne Erfolg!   

Zurück zur Übersicht 

  



 
  

➢ Gesamtschule Lippstadt  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Eine sehr aufgeweckte Truppe, die Schüler und Schülerinnen der Gesamtschule 

Lippstadt. Hier stehen wir im Paul-Löbe-Haus.  

 

In der Diskussion drehten sich die Fragen um den Tagesablauf eines Abgeordneten, 

meine Arbeit und meine Hobbies. Aber es kam auch die immer wieder gestellte Frage, 

wie ich zur Cannabislegalisierung stehe. Bei meiner klaren Antwort, dass ich gegen die 

Legalisierung bin, sehe ich auch immer wieder eine kleine Enttäuschung in einigen 

Jungsaugen. Gleichzeitig bin ich jedesmal beeindruckt, wie aufmerksam und geduldig 

sie immerhin meine Erklärung anhören, warum ich die Legalisierung für den falschen 

Weg halte. Der Konsum von Cannabis kann gerade bei Jugendlichen und bei jungen 

Erwachsenen bis zum 25. Lebensjahr Veränderungen der Gehirnstruktur auslösen, die 

zu bleibenden, nicht reparablen Schädigungen führen. In Berlin sind die 

erbarmungswürdigen ausgemergelten Opfer schwerer Drogen an den Straßenecken und 

unter den S-Bahnbrücken zu finden. Nicht selten war das harmlos daherkommende 

Cannabis die Einstiegsdroge. Ich sehe nicht, dass ich für die Legalisierung die Hand 

heben werde. 

 

Zurück zur Übersicht 

 

 



 
  

 
 
 

 

 

Bericht des Fraktionsvorsitzenden                                             
____________________________________ 

 

I Kernbotschaften der Plenarwochen im September 

Aktuelle Stunde: „Standort Deutschland in Gefahr: endlich Wachstum stärken und 

Preissteigerung wirksam bekämpfen“ 

Deutschland befindet sich in der Rezession. Die Wirtschaftsleistung ist in den letzten beiden 

Quartalen zurückgegangen. Die Indikatoren für die weitere Entwicklung sind ebenfalls nega-

tiv: Das Ifo-Geschäftsklima ist gesunken auf den niedrigsten Stand seit November 2022. Im 

ersten Halbjahr 2023 ist die Zahl der Unternehmensinsolvenzen stark gestiegen. Die Kon-

junkturprognosen erwarten für das Jahr 2023 eine sinkende Wirtschaftsleistung. Auch im in-

ternationalen Vergleich fällt Deutschland zurück. In allen vergleichbaren Staaten ist die wirt-

schaftliche Entwicklung – zum Teil deutlich – besser. 

Die Politik der Ampel-Regierung gefährdet den Wohlstand der Volkswirtschaft und der Bür-

gerinnen und Bürger. Die steigende Zahl der Insolvenzen, die nachlassende Investitionstätig-

keit in den Standort Deutschland und die hohe Inflation zeigen: Es braucht jetzt eine Wirt-

schaftspolitik, die nah am Menschen und nicht nah an einer politischen Ideologie ist. Aber 

ein beachtlicher Teil der Bundesregierung will „Wachstum“ gar nicht mehr. „Degrowth“ ist 

vor allem bei den Grünen nun eine vermeintlich erfolgversprechende Maßnahme zum Klima-

schutz. So kann Deutschland weder seinen Wohlstand erhalten noch die Klimaziele errei-

chen. CDU und CSU haben im Gegensatz zur Ampel einen konkreten Plan: Mit unserer Agenda 

für Deutschland zeigen wir auf, wie jetzt Wachstum geschaffen und Wohlstand erhalten wer-

den kann. 

Den NATO-Gipfel in Vilnius zum historischen Wendepunkt für europäische Sicherheit 

und transatlantische Lastenteilung machen. 

Am 11./12. Juli 2023 findet der NATO-Gipfel in Vilnius (Litauen) statt. Mit dem Angriffskrieg 

gegen die Ukraine hat Russland die europäische Sicherheitsarchitektur aufgekündigt und ek-

latant gegen das Völkerrecht verstoßen. In Vilnius stehen neben der formellen Aufnahme 

Finnlands in die NATO vor allem die Diskussionen über weitere militärische Unterstützung 

für die Ukraine, mögliche Sicherheitsgarantien und eine ukrainische NATO-Beitrittsperspek-

tive auf der Tagesordnung.  

Die Bundesregierung muss den NATO-Gipfel in Vilnius nutzen, um ein starkes Signal der Zu-

verlässigkeit an unsere Alliierten und Partner zu senden. Nach Blockade bei der Ukraine-Un-

terstützung und schrumpfendem Verteidigungshaushalt muss Vilnius nun für die Bundesre-

gierung die Trendwende markieren. Konkret bedeutet dies ein unmissverständliches Be-

https://assets.ctfassets.net/nwwnl7ifahow/j4Ds29NxdI6z35hKNdRwO/d30d0b26a38af8c08a078851ca84cc82/UnsereAgendafuerDeutschland.pdf
https://assets.ctfassets.net/nwwnl7ifahow/j4Ds29NxdI6z35hKNdRwO/d30d0b26a38af8c08a078851ca84cc82/UnsereAgendafuerDeutschland.pdf
https://www.facebook.com/hansjuergenthies
https://www.cdu.de/
https://hans-juergen-thies.de/


 
  

kenntnis zum 2%-Ziel als Untergrenze der Verteidigungsausgaben, und zwar jenseits des Son-

dervermögens. Außerdem muss die Westbindung der Ukraine institutionalisiert werden. 

Dies bedeutet die Ausarbeitung von Sicherheitsgarantien und die Einbindung in eine europä-

ische Sicherheitsinfrastruktur, um mittelfristig einen NATO-Beitritt zu ermöglichen.  

Verweigerung der Einsetzung des Untersuchungsausschusses Scholz/Warburg. 

Mit Antrag vom 19. April 2023 haben wir im Deutschen Bundestag die Einsetzung des 2. Un-

tersuchungsausschusses der 20. Wahlperiode zum Steuerskandal Scholz-Warburg gefordert. 

Hintergrund: Das Agieren der Freien und Hansestadt Hamburg unter der Verantwortung des 

damaligen Ersten Bürgermeisters, späteren Bundesfinanzministers und jetzigen Bundes-

kanzlers Olaf Scholz in der Steueraffäre um die M.M.Warburg & CO Bank wirft schwerwie-

gende Fragen und Widersprüche auf. In einer Sondersitzung des Geschäftsordnungsaus-

schusses am 4. Juli 2023 hat die Ampel-Koalition unseren Antrag auf Einsetzung des Unter-

suchungsausschusses schließlich abgelehnt. 

Die Verweigerungshaltung der Ampel-Koalition ist ein einmaliger Vorgang in der parlamen-

tarischen Demokratie der Bundesrepublik Deutschland. Die Ampel mit ihrer Mehrheit ver-

weigert einer Minderheit ihr grundgesetzlich verankertes Recht. Erstmals entscheidet die 

Mehrheit der Abgeordneten im Deutschen Bundestages gegen die Rechte der parlamentari-

schen Minderheit von mehr als einem Viertel der Mitglieder des Deutschen Bundestages. Da-

mit wird ein grundgesetzlich verankertes parlamentarisches Minderheitenrecht von der Am-

pel-Koalition mit den Füßen getreten. Sollte die erwartete endgültige Ablehnung erfolgen, 

werden wir weitere Schritte – inklusive einer Klage beim Bundesverfassungsgericht – unter-

nehmen. 

Unser Antrag: „Null Toleranz bei Clankriminalität – Ankündigungen müssen unver-

züglich Taten folgen“. 

Unser Rechtsstaat ist durch Clankriminalität in besonderem Maße herausgefordert: Vor allem 

in Großstädten haben sich die Aktivitäten krimineller Clans in den letzten Jahren zu einem 

sichtbaren Phänomen allgemeiner und organisierter Kriminalität entwickelt.  

Als „Clans“ werden großfamiliäre Strukturen bezeichnet, bei denen ein erheblicher Teil von 

Familienmitgliedern in kriminelle Machenschaften verstrickt sind. Die Spannbreite reicht 

von Bagatelldelikten bis hin zu schweren Verbrechen wie Mord und Totschlag, Drogenhandel 

und gewaltsam ausgetragenen Konflikten verfeindeter Clanfamilien auf offener Straße. 

Hinzu kommt die generelle Missachtung elementarer Prinzipien unseres Rechtsstaats und 

eine grundsätzliche Ablehnung unserer Rechts- und Werteordnung. Viele Mitglieder von 

Clanfamilien sind Deutsche, ein erheblicher Anteil verfügt jedoch über eine ausländische 

oder eine doppelte Staatsangehörigkeit. 

Wir wollen der Clankriminalität mit einer Null-Toleranz-Strategie entgegentreten.  Das erfor-

dert auf allen Ebenen konsequente Reaktionen und Maßnahmen des Rechtsstaats. Zur Be-

kämpfung der Clankriminalität wollen wir die Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden 

stärken und ihnen die erforderlichen Instrumente für effektive Ermittlungen an die Hand ge-

ben. Wir brauchen noch wirksamere Regeln, um illegal erworbenes Vermögen besser ab-



 
  

schöpfen zu können. Kriminelle Clanmitglieder mit ausländischer Staatsangehörigkeit müs-

sen konsequent ausgewiesen und abgeschoben werden; bei Doppelstaatlern wollen wir Mög-

lichkeiten zum Entzug der deutschen Staatsangehörigkeit prüfen. 

Unser Antrag „Deutschland aus der Baukrise führen – jetzt wirksame Maßnahmen für 

bezahlbares Bauen und Wohnen ergreifen“. 

Deutschland ist in einer echten Wohnungsbaukrise. Die Lage ist dramatisch: Die Baugeneh-

migungszahlen brechen flächendeckend ein, die Auftragsbücher der Unternehmen laufen 

leer und Projekte werden reihenweise storniert. Einige Unternehmen mussten bereits Insol-

venz anmelden, viele andere sind in eine bedenkliche finanzielle Schieflage geraten. Es gibt 

bereits Kurzarbeit und erste Entlassungen. 

Wir brauchen jetzt einen Impuls für mehr und bezahlbaren Wohnungsbau. Die Ampel-Regie-

rung hatte bis zum Baugipfel am Montag alle Hilferufe aus der Bauwirtschaft ungehört ver-

hallen lassen. Leidtragende sind die vielen hunderttausend Menschen, die auf der Suche nach 

einer bezahlbaren Wohnung sind. Die auf dem Gipfel angekündigten Maßnahmen greifen 

auch manche unserer Forderungen auf. Sie reichen aber längst nicht aus.  

Die Bauwirtschaft ist ein tragender Pfeiler unserer Konjunktur. Angesichts der dramatischen 

Lage auf dem Wohnungsmarkt muss gegengesteuert werden. Dafür ist ein Dreiklang aus steu-

erlichen Maßnahmen, gezielter Förderung und der Senkung von Bau- und Baunebenkosten 

nötig. Der Staat muss vom Kostentreiber des Wohnungsbaus zum Impulsgeber werden. So 

erhalten wir Baukapazitäten und schaffen Raum für bezahlbares Bauen und Wohnen. Der 

Bundeskanzler steht hier persönlich in der Verantwortung, denn er hatte sich im Bundestags-

wahlkampf die Schaffung bezahlbaren Wohnraums auf die Fahnen geschrieben. 

Aktuelle Stunde „Schweigen des Bundeskanzlers zum Deutschland-Pakt zum Stopp der 

irregulären Migration“ 

Bundeskanzler Scholz hat in der Generaldebatte des Deutschen Bundestags am 6. Septem-

ber 2023 einen "Deutschland-Pakt" vorgeschlagen. In dem dazugehörigen Papier des Bundes-

kanzleramts finden sich auch vage Aussagen zur Migrationspolitik. Der Aufschlag des Bun-

deskanzlers ist mittlerweile drei Wochen her. Seitdem ist von Seiten der Bundesregierung 

nichts passiert. Es gibt keine Vorschläge, über die wir sprechen könnten. Es gibt keine Einig-

keit in der Ampelkoalition, welche Maßnahmen nun erforderlich sind. Wir haben deshalb die 

Initiative übernommen und in der vergangenen Woche mit unserem Antrag „Deutschland-

Pakt in der Migrationspolitik – Irreguläre Migration stoppen“ eine Reihe konkreter Vorschläge 

auf den Tisch gelegt.  

 

 

 



 
  

Eine Antwort des Bundeskanzlers auf unser Angebot ist bisher ausgeblieben. Wenn der Bun-

deskanzler schon öffentlich einen „Deutschland-Pakt“ vorschlägt, aber zu unserem konkre-

ten Verhandlungsaufschlag einfach weiter schweigt – dann ist das ein Anlass, nachzufragen. 

Die Bevölkerung hat einen Anspruch, zu erfahren, wie der Bundeskanzler das für unsere Ge-

sellschaft so dringende Problem der irregulären Migration lösen will. Wir setzen deshalb in 

dieser Woche eine Aktuelle Stunde auf die Tagesordnung des Deutschen Bundestages: 

„Schweigen des Bundeskanzlers zum Deutschland-Pakt zum Stopp der irregulären Migra-

tion“. 

Friedrich Merz, Fraktionsvorsitzender CDU/CSU         

                                                                                                                               zurück zur Übersicht 

 

 

II September 2023 im Parlament 

______________________________________ 

 

1. Initiativen unserer CDU/CSU-Fraktion 

IP-Adressen rechtssicher speichern und Kinder vor sexuellem Missbrauch schützen. In 

seinem Urteil vom 20. September 2022 hat der Europäische Gerichtshof entschieden, dass 

das Unionsrecht einer befristeten, allgemeinen und unterschiedslosen Speicherung von IP-

Adressen nicht entgegensteht. Die IP-Adresse ist gerade im Bereich der Kinderpornografie 

im Internet oft der einzige Ansatz für Ermittlungen. Über die IP-Adresse, die dem Compu-

ter beim Surfen im Internet vom Provider zugewiesen wird, können Täter identifiziert wer-

den. Die Telekommunikationsunternehmen speichern diese Daten zurzeit allerdings un-

terschiedlich lange, manche speichern gar nicht. Ohne diese Daten führen die Ermittlun-

gen nicht selten ins Leere. Die Verwendung der Verkehrsdaten führt allein zu der Aus-

kunft, welcher Anschlussinhaber unter einer den Sicherheitsbehörden bereits bekannten 

IP-Adresse zu einem bestimmten Zeitpunkt im Internet angemeldet war. Wir fordern die 

Bundesregierung deshalb auf, unverzüglich einen Gesetzentwurf vorzulegen, der den vom 

Europäischen Gerichtshof eingeräumten gesetzgeberischen Spielraum zur Speicherung 

von IP-Adressen zur Verfolgung der Straftaten des sexuellen Kindesmissbrauchs und der 

Kinderpornografie umsetzt. Dabei muss insbesondere eine praxistaugliche Regelung zur 

Speicherung von Portnummern getroffen werden, damit digitale Tatortspuren dem Verur-

sacher sicher zugeordnet werden können. Die Speicherdauer sollte sechs Monate betragen. 

zurück 

Abgasnorm Euro-7 mit Augenmaß und Realitätssinn weiterentwickeln – Mobilität för-

dern, nicht verhindern. Mit unserem Antrag richten wir den öffentlichen Blick auf die 

anstehenden Verhandlungen in Brüssel zur neuen Abgasnorm Euro-7 für Pkw sowie 

leichte und schwere Nutzfahrzeuge. Neben der Verschärfung der Grenzwerte für bestimmte 

Luftschadstoffe (wie z.B. Stickoxid und Kohlenmonoxid) wird der Anwendungsbereich 

erweitert und die Testrandbedingungen geändert. Dies alles erscheint vor dem Hintergrund 

des ohnehin bereits beschlossenen Aus der Verbrennungstechnologie ab 2035 (außer für 



 
  

ausschließlich mit E-Fuels betriebenen Fahrzeugen) und der kontinuierlichen Verbesse-

rung der Luftqualität in deutschen Städten mehr als fragwürdig. Des Weiteren können die 

notwendigen Entwicklungskosten gerade Kleinwagen verteuern, sodass auch Auswirkun-

gen auf die Verbraucher zu befürchten sind. Wir fordern daher, die bereits erreichten Er-

folge bei der Luftreinhaltung in die Verhandlungen einzubringen und sich im Sinne der 

Nachhaltigkeit für den Erhalt der Arbeitsplätze in der Automobilindustrie einzusetzen. 

Ebenso bedarf es flexiblerer Übergangsfristen für die Hersteller, um die Abgasreinigungs-

systeme entsprechend weiterzuentwickeln. 

Bezahlbare und klimafreundliche Mobilität fördern – Klimaneutrale Kraftstoffe im Ver-

kehr nutzen. Wir wollen, dass Mobilität für alle Menschen in Deutschland bezahlbar 

bleibt. Arbeitsplätze sollen erhalten und die Klimaschutzziele im Verkehr erreicht werden. 

Deshalb fordern wir mit unserem Antrag: Neben der Elektromobilität sollen alle weiteren 

zur Verfügung stehenden technischen und regulativen Möglichkeiten für alternative An-

triebe und Kraftstoffe genutzt werden. Im Hinblick auf den motorisierten Individualver-

kehr gehören dazu E-Fuels, Wasserstoff, fortschrittliche Biokraftstoffe und nachhaltig zer-

tifizierte Biokraftstoffe aus Anbaubiomasse. Mit unserem Antrag richten wir 14 Forderun-

gen an die Bundesregierung. Insbesondere wollen wir erreichen, dass Kraftstoffe wie bio-

gener Diesel HVO 100 (Hydrotreated Vegetable Oil) und E-Diesel auf paraffinischer Basis 

in Reinform in Deutschland getankt werden können und dass die Bundesregierung sich 

eindeutig zur Technologieoffenheit im gesamten Verkehrsbereich bekennt.              zurück 

CO2-Emissionsziele für schwere Nutzfahrzeuge verhältnismäßig weiterentwickeln. Mit 

unserem Antrag stellen wir auf die dringend gebotene Technologieoffenheit in der CO2-

Regulierung für schwere Nutzfahrzeuge ab. Der Vorschlag der EU-Kommission hingegen 

setzt einseitig auf die elektrische Antriebstechnologie und zielt nur auf die Emissionen am 

Auspuff ab. Die CO2-Emissionen der Fahrzeugherstellung und während der Betriebsdauer 

werden nicht berücksichtigt. Wir machen uns deshalb für eine Regelung stark, die den 

gesamten Lebenszyklus eines Fahrzeugs in den Blick nimmt und folglich auch den Einsatz 

von erneuerbaren Kraftstoffen fördert bzw. diese auf die Emissionsziele anrechenbar 

macht. Wir stehen für das Nachhaltigkeitsprinzip, demzufolge ökologische, ökonomische 

und soziale Aspekte gleichberechtigt abzuwägen sind.                                                zurück 

Vorschaltgesetz jetzt beschließen und kalte Strukturbereinigung in der deutschen Kran-

kenhauslandschaft verhindern. Die Krankenhäuser in Deutschland sind durch die Kosten- 

und Einnahmesituation – u.a. durch die Energiepreissteigerungen – in finanzielle Schwie-

rigkeiten gekommen. Nach Angaben der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) hatte 

dies schon im Jahr 2022 ein monatliches Defizit von rund 440 Millionen Euro für alle deut-

schen Krankenhäuser zur Folge; das monatliche Defizit für alle Kliniken im laufenden Jahr 

steigt nach Berechnungen der DKG weiter. Nach aktueller Prognose droht in vielen Fällen 

die Insolvenz, solange die geplante Krankenhausstrukturreform nicht greift und keine ent-

sprechende Brückenfinanzierung sichergestellt wird. Eine ungesteuerte, kalte Strukturbe-

reinigung der Krankenhauslandschaft in Deutschland gilt es mit aller Kraft zu vermeiden. 

Mit unserem Antrag fordern wir deshalb eine Prognose, welcher zusätzlicher Finanzbedarf 

notwendig ist, um darauf aufbauend ein Vorschaltgesetz zu erarbeiten und auf den Weg zu 

bringen. Nur so können wir Masseninsolvenzen von deutschen Krankenhäusern verhin-

dern und die Stabilisierung der stationären Versorgung bis zu dem Zeitpunkt sicherstellen, 

an dem die geplante, große Krankenhausreform ihre Wirkung entfaltet. Parallel zu unserem 



 
  

Antrag debattieren wir in erster Lesung den Entwurf der Bundesregierung für Gesetz zur 

Förderung der Qualität der stationären Versorgung durch Transparenz (Krankenhaus-

transparenzgesetz). Das Gesetz soll die Transparenz über das Leistungsgeschehen im Kran-

kenhaus erhöhen und durch eine geeignete Veröffentlichung der Qualität für die Patien-

tinnen und Patienten ersichtlich machen, welche Leistungen mit welcher Qualität im je-

weiligen Krankenhaus erbracht werden. Hierfür bedarf es geeigneter Daten. In der vorlie-

genden Form lehnen wir das Gesetz ab. Das Ziel einer höheren Transparenz und einer 

besseren Qualität teilen wir jedoch. Allerdings weist die konkrete Umsetzung erhebliche 

Mängel auf und führt in der Konsequenz zu einem mehr an Bürokratie und einer nicht 

sachgerechten. In erster Lesung debattieren wir außerdem unseren Antrag Kontinuität der 

Beratung und Erhalt bewährter Fachkräfte bei der Stiftung Unabhängige Patientenbera-

tung Deutschland durch Übergangslösung absichern.                                                zurück 

Menschen und Weidetiere schützen – Raubtiere bejagen. Immer wieder kommt es in 

Deutschland zu Übergriffen durch den Wolf auf Weidetiere. Der Wolf vermehrt sich zudem 

stark. Entgegen den Aussagen der Bundesumweltministerin ist damit ein günstiger Erhal-

tungszustand des Wolfs in Deutschland erreicht. Das haben die Sachverständigen in der 

Expertenanhörung im Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-

braucherschutz am 18. Januar 2023 bestätigt. Mit unserem Antrag fordern wir deshalb: Ne-

ben einer unbürokratischen Entnahme der sogenannten Problemwölfe müssen die Spiel-

räume des EU-Rechts genutzt und ein aktives Bestandsmanagement zur Begrenzung des 

Wolfsbestands eingeführt werden. Dazu muss der Wolf in das Jagdrecht aufgenommen wer-

den. In Gebieten, in denen kein Herdenschutz mit Zäunen aufgrund der geografischen Ge-

gebenheiten möglich ist, z.B. am Alpenbogen und auf Küsten- und Hochwasserdeichen, 

sollen wolfsfreie Gebiete ausgewiesen werden. International muss der Schutzstatus des 

Wolfs in der europäischen FFH-Richtlinie (von Anhang IV auf Anhang V) sowie in der 

Berner Konvention (von Anhang II in Anhang III) herabgestuft werden. Beim Umgang mit 

Bären müssen die Landesbehörden in die Lage versetzt werden, übergriffige Bären umge-

hend im Interesse der öffentlichen Sicherheit zu entnehmen. 

In zweiter und dritter Lesung beraten wir unseren Entwurf für ein Gesetz zur Änderung 

des Umsatzsteuergesetzes in dieser Woche abschließend. Für Restaurant- und Verpfle-

gungsdienstleistungen mit Ausnahme der Abgabe von Getränken wird seit dem 1. Juli 2020 

bis gegenwärtig Ende 2023 der ermäßigte Mehrwertsteuersatz in Höhe von 7 Prozent ge-

währt. Damit soll ein Beitrag zur Bekämpfung der Corona-Folgen und zur Stärkung der 

Binnennachfrage geleistet werden. Die Gastronomie benötigt möglichst frühzeitig Pla-

nungssicherheit für die Situation ab 2024, nicht zuletzt aufgrund von Familien- und Be-

triebsfeiern, die oft viele Monate im Voraus gebucht und entsprechend kalkuliert werden 

müssen. Die Wettbewerbsfähigkeit der Gastronomie muss angesichts steigender Belastun-

gen vor allem durch hohe Energie- und Einkaufspreise jedoch unabhängig von Verhaltens-

änderungen weiter grundsätzlich gestärkt werden. Wir fordern deshalb mit unserem Ge-

setzentwurf eine Verstetigung der Anwendung des ermäßigten Mehrwertsteuersatzes in 

Höhe von 7 Prozent in der Gastronomie.                                                                      zurück 

Für Respekt, Anerkennung und Würdigung unserer Soldaten – Nationalen Veteranentag 

einführen. Seit der Gründung der Bundeswehr haben über 10 Millionen Frauen und Män-

ner in unseren Streitkräften gedient. Ihr Dienst für die Landes- und Bündnisverteidigung 



 
  

sowie der Einsatz in internationalen Missionen waren und sind geprägt von oft auch ge-

fährlichen Bedingungen, persönlichen Entbehrungen sowie körperlichen und seelischen 

Härten. Die Frauen und Männer der Bundeswehr haben seit 1955 diesen Dienst auf sich 

genommen, um für den Frieden, die Sicherheit und die Interessen der Bundesrepublik 

Deutschland jederzeit einzustehen. Unsere Frauen und Männer in Uniform, diejenigen die 

gedient haben, diejenigen die derzeit aktiv dienen und diejenigen, die in der Reserve be-

reitstehen, kurzum: die Veteranen der Bundeswehr, verdienen daher Respekt, Anerken-

nung und Würdigung für ihren Dienst. Wir fordern daher einen nationalen Veteranentag, 

der jährlich am 12. November, dem Gründungstag der Bundeswehr, gefeiert wird. So wol-

len wir den Dienst, die Leistungen und die Opfer aller Soldatinnen und Soldaten der Bun-

deswehr, die in den Diensten unseres Landes standen und stehen, angemessen würdigen.                                  

  Zurück zur Übersicht 

 

 

2. Sonstige Tagesordnungspunkte 

Zukunftsfinanzierungsgesetz). Die Bundesregierung will mit diesem Gesetzentwurf, den 

wir in erster Lesung debattieren, die Zukunftsfähigkeit des Finanzstandorts Deutschland 

sichern und die steuerlichen Rahmenbedingungen für die Aktie als Vermögensanlage ver-

bessern. Dabei richtet sie insbesondere den Blick auf die Mitarbeiterkapitalbeteiligung, den 

persönlichen Vermögensaufbau und damit auch die Altersvorsorge. Der Entwurf greift 

Punkte aus dem von den Ministern Lindner und Buschmann im Juni 2022 vorgestellten 

Eckpunktepapier auf. Die Vorschläge weisen aber erhebliche Lücken auf: Ein Freibetrag 

für Gewinne aus Aktien ist ebenso wenig enthalten wie eine Abschaffung der gesonderten 

Verlustverrechnungskreise für Verluste aus Aktien und aus Termingeschäften. Im Ver-

gleich zum Referentenentwurf wurde außerdem die Erhöhung der Förderung der Arbeit-

nehmersparzulage und die Aufhebung der Einkommensgrenze für die Anlage der vermö-

genswirksamen Leistungen in Vermögensbeteiligungen wieder gestrichen, was ein falsches 

Signal für Kleinanleger ist. 

Zehntes Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes. Mit der Reform des Straßen-

verkehrsgesetzes beabsichtigt das Verkehrsministerium, den Ländern und Kommunen 

mehr Entscheidungs- und Handlungsspielräume einzuräumen – insbesondere bezüglich 

folgender drei Kernpunkte: Anordnung von Tempo 30, Ausweitung von Bewohnerparkzo-

nen und Ausweitung von Sonderfahrspuren. Die Verbesserung des Schutzes der Umwelt, 

Schutz der Gesundheit und Unterstützung der städtebaulichen Entwicklung soll für sich 

allein genommen ausreichen, um eine regelnde Bestimmung auf der Verordnungsebene zu 

erlassen. Es sollen auch weiterhin der Zweck der Verbesserung der Verkehrssicherheit und 

die Leichtigkeit des Verkehrs verfolgt werden. Der Gesetzesentwurf ist zwar so drastisch 

wie erwartet und die Auswirkungen bleiben voraussichtlich überschaubar. Dennoch sehen 

wir den Entwurf kritisch.  

Haushaltsfinanzierungsgesetz. Mit dem Entwurf der Bundesregierung, den wir in erster 

Lesung beraten, werden insbesondere die bereits im Regierungsentwurf zum Bundeshaus-

halt 2024 und im Finanzplan bis 2027 angelegten Gesetzesänderungen umgesetzt. Teil des 



 
  

Entwurfs sind Änderungen im Bereich des SGB II und des SGB III vorgesehen; erwerbsfä-

hige Leistungsberechtigte nach dem SGB II unter 25 Jahren erhalten die Leistungen zur 

Eingliederung in Arbeit ab dem 1. Januar 2025 nicht mehr durch die Jobcenter, sondern 

aktive Förderleistungen aus dem SGB III durch die Agenturen für Arbeit. Schließlich fin-

den sich auch Änderungen im Bereich des SGB VI im Entwurf. Damit soll der zusätzliche 

Bundeszuschuss zur gesetzlichen Rentenversicherung wird in den Jahren 2024 bis 2027 

um jeweils 600 Mio. Euro gemindert werden. Durch Änderungen im Brennstoffemissions-

handelsgesetz wird der CO2-Preispfad im Jahr 2024 von 35 auf 40 Euro pro Tonne und im 

Jahr 2025 von 45 auf 50 Euro pro Tonne angehoben. Durch Änderungen im Bundeswehr-

finanzierungs- und sondervermögensgesetz wird die Zweckbestimmung des Sondervermö-

gens deutlich erweitert. So sollen auch z.B. Forschung, Munitionsausgaben, Infrastruktur-

projekte usw. finanziert aus dem Sondervermögen finanziert werden können. Diese Ände-

rungen lehnen wir ab, denn sie widersprechen den Vereinbarungen, die Grundlage unserer 

Zustimmung zum Sondervermögen waren. Teil des Gesetzentwurfs sind überdies die Än-

derungen im Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, mit denen die Grenze des zu versteu-

ernden Einkommens, bis zu der ein Anspruch auf Elterngeld besteht, für Alleinerziehende 

sowie für Personen mit gemeinsamen Elterngeldanspruch auf einheitlich 150.000 Euro 

festgelegt. Wir treten dieser Kürzung entscheiden entgegen und legen dazu unseren Antrag 

Elterngeldkürzung im Haushaltsfinanzierungsgesetz verhindern dar. 

Fortsetzung des Einsatzes bewaffneter deutscher Streitkräfte - Stabilisierung sichern, 

Wiedererstarken des IS verhindern, Versöhnung in Irak fördern. In dieser Woche befas-

sen wir uns in erster Beratung mit der erneuten Verlängerung des Bundeswehreinsatzes im 

Irak. Der Einsatz zielt darauf ab, die irakischen Streit- und Sicherheitskräfte nachhaltig zu 

befähigen, die Sicherheit und Stabilität in Irak eigenständig zu gewährleisten und ein Wie-

dererstarken der Terrororganisation des sog. Islamischen Staates (IS) zu verhindern. Die 

internationale Gemeinschaft ist diesem Ziel in den letzten Jahren deutlich nähergekom-

men, hat es aber noch nicht erreicht. Eine Fortsetzung des Engagements ist daher notwen-

dig, um das bisher Erreichte zu konsolidieren und tragfähig weiterzuentwickeln. Die Man-

datsobergrenze verbleibt bei 500 Soldatinnen und Soldaten. Das militärische Engagement 

der Bundeswehr zur Stabilisierung des Irak dient unseren Interessen in der Region und 

unterstützt Irak in einer entscheidenden und politisch herausfordernden Phase. Allerdings 

fehlt der Bundesregierung weiter ein Konzept für den Irak, für die Kurdenfrage im Irak 

sowie für den Umgang mit dem Iran im Irak. 

In erster Beratung befassen wir uns mit dem Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz 

zur Änderung des Gesetzes über die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge. 

Mit der Gesetzesnovelle will die Bundesregierung endlich zur bisherigen Aufnahmepraxis 

von Spätaussiedlern zurückgekehrt werden. Dabei geht es um die Frage, wie die Zugehö-

rigkeit zum deutschen Volkstum festgestellt wird, wenn in den lokalen Personaldokumen-

ten des Antragstellers eine andere (nicht-deutsche) Nationalität oder Volkszugehörigkeit 

eingetragen ist. Viele Personen im postsowjetischen Raum haben aus Furcht vor Diskrimi-

nierung oder Stigmatisierung eine andere als die deutsche Volkszugehörigkeit eintragen 

lassen, obwohl sie sich dem deutschen Volkstum zugehörig fühlten und fühlen. Durch ein 

Urteil des Bundesverwaltungsgerichts von 2021 wurden an die Nachweisführung zur Wi-

derlegung der Eintragung in den Personaldokumenten erhöhte Anforderungen gestellt (sog. 

Gegenbekenntnis). Dies hatte zu Ablehnungsbescheiden des BVA geführt. Es ist gut, dass 



 
  

die Ampel-Regierung mit dem Entwurf endlich unseren intensiv vorgetragenen Forderun-

gen nachgibt und zur bisherigen Anerkennungspraxis zurückkehrt. 

                                                                                                                                                         Zurück zur Übersicht 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
      

 

 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bürgersprechstunde im Oktober 
 

 

Soest 

Tag wird auf der Webseite und in der Lokalpresse bekannt gegeben 

 CDU-Kreisgeschäftsstelle, Bahnhofstraße 2, 59494 Soest 

 

Lippstadt 

Donnerstag, 26.10,2023, um 16-18 Uhr 

CDU-Bürgerbüro, Brüderstraße 4, 59555 Lippstadt 

 

 

Ich möchte mich für Sie einsetzen und freue mich auf  

Ihren Anruf oder Ihren Besuch 

 

02923 – 980 80 50 

___ 

________ 
                               

 

    

                                  
 
 

 
 

          

                   Impressum 
 

Bundestagsbüro Hans-Jürgen Thies 

Platz der Republik 1 

11011 Berlin 

Telefon: 030 227 79450  

Mail: hans-juergen.thies@bundestag.de 
                                                                                                                                zurück  

 
 

 
 


